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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1883/78 über die allgemeinen Regeln für die Finanzierung der 
Interventionen durch den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie — (KOM (84) 661 endg. — 

»EG-Dok. Nr. 11137/84« 


A. Problem 

Die allgemeinen Regeln für die Finanzierung der Interventio- 
nen im Rahmen der EG-Marktordnungen werden vom Rat 
erlassen. Diese allgemeinen Regeln sind weithin harmoni- 
siert, vor allem auch das System zur Berechnung der Finan- 
zierungskosten. Der gemeinschaftseinheitliche Zinssatz für 
die zu finanzierenden Zinskosten muß nach geltendem. EG- 
Recht für die von den Mitgliedstaaten tatsächlich gezahlten 
Zinssätze repräsentativ sein. Im März 1984 hat die EG-Kom- 
mission einen Bericht über die Regelung der einheitlichen 
Zinssätze vorgelegt, der zu dem Schluß kommt, das System 
der einheitlichen Zinssätze zwar beizubehalten, jedoch um 
eine Klausel zu ergänzen, die eine Verringerung des Zinssat- 
zes dann erlaubt, wenn die tatsächlichen Zinskosten in einem 
Mitgliedstaat unter dem einheitlichen Zinssatz liegen. 


B. Lösung 

Die EG-Kommission schlägt nunmehr vor, die Regelung über 
den einheitlichen Zinssatz dahin zu ergänzen, daß die Ge- 
meinschaftsfinanzierung verringert werden kann, wenn die 
von einem Mitgliedstaat für die Refinanzierung von Ankäufen 
zur öffentlichen Lagerung tatsächlich gezahlten Zinsen unter 
dem gemeinschaftseinheitlichen Zinssatz liegen. 
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C. Alternativen 

Ablehnung des Vorschlags als für Einsparungen ungeeignet. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

D. Kosten 

Keine Angaben der EG-Kommission. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 
die Bundesregierung aufzufordern, 

bei den Verhandlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß der anliegende Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften abgelehnt wird. 

Bonn, den 17. April 1985 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr, Schmidt (Gellersen) Hornung 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1883/78 
über die allgemeinen Regeln für die Finanzierung der Interventionen durch den Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik 1 ), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3509/80 2 ), insbe- 
sondere auf Artikel 3 Abs. 2, auf Vorschlag der 
Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

gemäß Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 erläßt der Rat die allgemeinen Regeln für 
die Finanzierung der Interventionen zur Regulie- 
rung der Agrarmärkte im Rahmen der gemeinsa- 
men Marktorganisationen. 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 883/78 3 ), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung Nr. 1716/84 4 ) 
sieht einen einheitlichen Zinssatz für die Gemein- 
schaft vor, der für die von den Mitgliedstaaten tat- 
sächlich gezahlten Zinssätze repräsentativ ist. 

Die Kommission stellt in ihrem Bericht fest, daß die 
bestehende Regelung des einheitlichen Zinssatzes 
Probleme für verschiedene Mitgliedstaaten mit sich 
bringen kann. Deshalb und im Hinblick auf eine 
kostengünstigere Finanzierung der Interventions- 
ausgaben erweist es sich als erforderlich, die Rege- 
lung des einheitlichen Zinssatzes flexibler zu ge- 


! ) ABI. Nr. L 94 vom 28. April 1970, S. 13 

2 ) ABI. Nr. L 367 vom 31. Dezember 1980, S. 87 

3 ) ABI. Nr. L 216 vom 5. August 1978, S. 1 

4 ) ABI. Nr. L 163 vom 21. Juni 1984, S. 1 


stalten, indem eine Klausel eingefügt wird, die es 
der Kommission erlaubt, den einheitlichen Zinssatz 
nach unten anzupassen, wenn ein oder mehrere 
Mitgliedstaaten Zinssätze zahlen, die unter dem 
einheitlichen Zinssatz liegen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1883/78 er- 
hält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

Für die aus den Mitgliedstaaten stammenden 
Mittel für den Ankauf von Interventionserzeugnis- 
sen wird der Betrag der vom EAGFL, Abteilung 
Garantie, zu finanzierenden Zinskosten nach einer 
Methode und mit einem Zinssatz berechnet, die für 
die Gemeinschaft einheitlich sind. Dieser Zinssatz 
muß repräsentativ für die tatsächlich gezahlten 
Zinssätze sein. 

Ab dem Haushaltsjahr 1985 kann der einheitliche 
Zinssatz jedoch in denjenigen Mitgliedstaaten, in 
denen der tatsächlich gezahlte Zinssatz unter dem 
einheitlichen Zinssatz liegt, auf den tatsächlich ge- 
zahlten Zinssatz verringert werden. 

Der einheitliche Zinssatz sowie seine Verringerung 
werden nach dem Verfahren des Artikels 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 festgesetzt.“ 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Ag 945/85 — 
vom 28. Januar 1985 . 
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Begründung 


1. Seit seinen Anfängen im Jahre 1969 beruht das 
System zur Finanzierung der Interventionsbe- 
stände durch den EAGFL, Abteilung Garantie, 
auf der Finanzierung der Nettoverluste, die aus 
den Verpflichtungen aufgrund der Gemein- 
schaftsregelung resultieren und von den Inter- 
ventionsstellen getragen werden. 

Die Nettoverluste umfassen: die Pauschbeträge 
für die materiellen Lagerhaltungsmaßnahmen, 
die möglichen Verluste aus der Differenz zwi- 
schen Ankaufspreis und Verkaufspreis der ein- 
gelagerten Erzeugnisse sowie die Zinskosten für 
die von den Interventionsstellen aufgebrachten 
Gelder für den Ankauf der zur Intervention an- 
gebotenen Erzeugnisse. Diese Zinskosten wer- 
den wie die anderen Pauschbeträge mit einem 
für die Gemeinschaft einheitlichen Zinssatz und 
nach einer einheitlichen Methode berechnet. 

Ab dem 1. Januar 1977 wurde mit der Verord- 
nung (EWG) Nr. 3180/76 des Rates 1 ) das System 
zur Berechnung der Finanzierungskosten für 
alle Sektoren, in denen es Interventionen in 
Form von Ankäufen und öffentlicher Einlage- 
rung gibt, harmonisiert. Die Berechnungsme- 
thode wurde anschließend in der Verordnung 
(EWG) Nr. 467/77 der Kommission 2 ) präzisiert. 

Im Jahre 1978 hat der Rat die allgemeinen Re- 
geln für die Finanzierung der Interventionen 
durch den EAGFL, Abteilung Garantie, [Verord- 
nung (EWG) Nr. 1883/78] 3 ) erlassen, wobei die 
Methode für die Berechnung der vom EAGFL zu 
finanzierenden Zinskosten und der gemein- 
schaftseinheitliche Zinssatz hierfür bestätigt 
wurden. Gemäß Artikel 5 der vorgenannten Ver- 
ordnung muß der Zinssatz für die von den Mit- 
gliedstaaten tatsächlich gezahlten Zinssätze re- 
präsentativ sein. 

2. Die von der Kommission festgesetzten einheitli- 
chen Zinssätze beliefen sich 


von 1969 bis 1973 auf 6 % 

von 1974 bis 1976 auf 8 % 

von 1977 bis 1980 auf 8 % 
von 1981 bis 1983 auf 9 % 

ab dem 1. November 1983 
auf 8 % 


(verschiedene sekto- 
riale Verordnungen) 
(verschiedene sekto- 
riale Verordnungen) 
(Verordnung 467/77) 
(Verordnung 175/81, 
3651/81, 2723/82) 
(Verordnung 3141/ 
83) 


1 ) ABI. Nr. L 359 vom 30. Dezember 1976, S. 11 

2 ) ABI. Nr. L 62 vom 8. März 1977, S. 9 

3 ) ABI. Nr. L 216 vom 5. August 1978, S. 1 


Die Zinssätze werden von der Kommission un- 
ter Zugrundelegung regelmäßiger Umfragen bei 
den Mitgliedstaaten über ihre Finanzierungsko- 
sten für die von den Interventions stellen für den 
Ankauf von Interventionserzeugnissen aufge- 
brachten Gelder festgesetzt. Die nationalen An- 
gaben werden anschließend im Verhältnis zum 
Wert der eingelagerten Erzeugnisse gewichtet 
und ergeben damit einen für die Gemeinschaft 
repräsentativen Zinssatz. 

Die Kosten für den EAGFL schwanken je nach 
Menge der für die Intervention bestimmten Er- 
zeugnisse und je nach Höhe des einheitlichen 
Zinssatzes. Im Jahre 1982 beliefen sich die Aus- 
gaben des EAGFL-Garantie auf 204,8 Mio. ECU. 
Wegen der hohen Bestände erreichte dieser Be- 
trag 1983 419,8 Mio. ECU und könnte 1984 sogar 
auf 500 bis 550 Mio. ECU steigen. 


3. Im März 1984 hat die Kommission dem Rat ei- 
nen Bericht über die Regelung der einheitlichen 
Zinssätze [KOM (84) 129 endg. vom 14. März 
1984] vorgelegt, in dem sie das Verfahren der 
bestehenden Regelung beschrieben und mögli- 
che Alternativen aufgezeigt hat. Sie ist zu dem 
Schluß gelangt, daß das System der einheitli- 
chen Zinssätze zwar beibehalten werden sollte, 
jedoch um eine Klausel ergänzt, die eine Verrin- 
gerung des Zinssatzes in einem Mitgliedstaat 
dann erlaubt, wenn die tatsächlichen Zinskosten 
dort unter dem einheitlichen Zinssatz liegen. 
Angesichts der Größenordnung dieser Ausga- 
ben, die sich auf 400 bis 500 Mio. ECU pro Jahr 
belaufen, und der großen Unterschiede zwischen 
den von den Mitgliedstaaten bei der Refinanzie- 
rung der Interventionskäufe getragenen Zins- 
sätze — sie können zwischen 5 % und 23 % vari- 
ieren — ist die Kommission der Auffassung, daß 
die in ihrem Bericht dargelegten Leitlinien An- 
wendung finden sollten. 


4. Die Kommission schlägt daher vor, die Verord- 
nung, mit der der einheitliche Zinssatz einge- 
führt wurde, durch eine Bestimmung zu ergän- 
zen, nach der die Gemeinschaftsfinanzierung 
verringert werden kann, wenn die von einem 
Mitgliedstaat für die Refinanzierung von Ankäu- 
fen zur öffentlichen Lagerung tatsächlich ge- 
zahlten Zinskosten unter denen liegen, die sich 
aus der Anwendung der einheitlichen Zinssätze 
ergeben. 
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Bericht des Abgeordneten Hornung 

Der Vorschlag der EG-Kommission an den Rat 
wurde vom Präsidenten mit der Sammelliste vom 
7. Februar 1985 — Drucksache 10/2849 Nr. 9 — an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend und an den Haushaltsaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. Der Haushalts- 
ausschuß hat den Vorschlag in seiner Sitzung am 
27. März 1985 beraten. Der federführende Ausschuß 
hat sich am 17. April 1985 mit der Vorlage befaßt. 
Bei dem Kommissionsvorschlag geht es um folgen- 
des: 

Die allgemeinen Regeln für die Finanzierung der 
Ankäufe und öffentlichen Einlagerung von Markt- 
ordnungs-Produkten in der EG sind vom Rat festge- 
setzt worden. Die Methode für die Berechnung der 
vom Agrarfonds zu finanzierenden Zinskosten sind 
harmonisiert. Davon wird von einem EG-einheitli- 
chen Zinssatz ausgegangen, der für die von den Mit- 
gliedstaaten tatsächlich gezahlten Zinssätze reprä- 
sentativ sein muß. Im März 1984 hat die EG-Kom- 
mission dem Rat einen Bericht über die Regelung 
der einheitlichen Zinssätze vorgelegt. Sie ist zu dem 
Schluß gekommen, daß dieses System zwar beibe- 
halten werden sollte, allerdings um eine Klausel 
ergänzt, die eine Verringerung des Zinssatzes in 
einem Mitgliedstaat dann erlaubt, wenn die tatsäch- 
lichen Zinskosten dort unter dem einheitlichen 
Zinssatz liegt. Daher schlägt die EG-Kommission 
vor, die Verordnung über den einheitlichen Zinssatz 


Bonn, den 24. April 1985 


durch eine Bestimmung zu ergänzen, nach der die 
Gemeinschaftsfinanzierung verringert werden kön- 
ne, wenn die von einem Mitgliedstaat für die Refi- 
nanzierung von Ankäufen zur Intervention tatsäch- 
lich gezahlten Zinskosten unter denen liegen, die 
sich aus der Anwendung der einheitlichen Zins- 
sätze ergeben. 

Bei den Beratungen im Haushalts ausschuß wurden 
Bedenken gegen den Vorschlag laut Sein Unteraus- 
schuß zu Fragen der Europäischen Gemeinschaft 
hatte empfohlen, die Bundesregierung aufzufor- 
dern, von dem Pauschalierungsprinzip der Erstat- 
tung der Zinskosten nationaler Mittel für den An- 
kauf von Interventionserzeugnissen nicht abzuwei- 
chen. Einsparungen seien durch den vorliegenden 
Kommissionsvorschlag nicht zu erwarten. Im An- 
schluß an diese Stellungnahme wurden im feder- 
führenden Ernährungsausschuß erhebliche Beden- 
ken gegen den Vorschlag laut, die in die gleiche 
Richtung zielten. Der Ausschuß hat daher den Ver- 
ordnungsvorschlag nicht gebilligt. Das Ergebnis der 
Ausschußberatungen hat in der Beschlußempfeh- 
lung seinen Niederschlag gefunden. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes- 
tag, den Vorschlag der EG-Kommission nach Maß- 
gabe der ablehnenden Beschlußempfehlung zur 
Kenntnis zu nehmen. 


Hornung 

Berichterstatter 
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